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DEMOKRATIE, GLEICHSTELLUNG UND TEILHABE 
 

1. Resolution: Demokratie braucht Gleichstellung! 
Ohne tatsächliche Gleichstellung bleibt unsere Demokratie unvollständig. Wir leben in einer Zeit, in der 
Oligarchen, Autokraten, Multimillionäre, religiöse Fundamentalisten, Antifeministen, rechtsextreme 
Parteien sowie rechtsextreme Thinktanks und Stiftungen weltweit mithilfe milliardenschwerer Kampagnen 
mühsam errungene, fundamentale Frauenrechte genauso in Frage stellen wie den Schutz von 
Minderheiten. Wo sie an der Macht sind, haben sie schon Fakten geschaffen. Gleichzeitig werden in 
Deutschland Fortschritte in der Gleichstellung durch Sozialabbau, unzureichende öffentliche Infrastruktur, 
prekäre Beschäftigung und eine ungleiche Verteilung von Sorgearbeit behindert. Politische Entscheidungen 
auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene tragen dazu bei, bestehende Ungleichheiten zu verfestigen.  
 
Eine wirksame Gleichstellungspolitik setzt daher den Ausbau des Sozialstaats und eine bedarfsgerechte 
Finanzierung öffentlicher Daseinsvorsorge voraus. 
Gerade jetzt brauchen wir mehr und nicht weniger Gleichstellung!  
Gerade jetzt brauchen wir mehr und nicht weniger Teilhabe von Frauen und mehr Schutz für diskriminierte 
Minderheiten. 
Gerade jetzt müssen wir die Strukturen der Gleichstellungspolitik stärken und nicht schwächen. 
Gerade jetzt müssen die strukturellen Benachteiligungen von Frauen und Mädchen endlich überwunden 
werden. 
Gerade jetzt müssen alle staatlichen Ebenen, aber auch Wirtschaft und Wissenschaft Gleichstellung 
ausbauen, statt unter dem Deckmantel von Bürokratieabbau und Einsparungen bewährte Instrumente der 
Verbesserung dieser Strukturen zu verhindern oder sie gar zu zerschlagen. 
Gerade jetzt sind die positiven Effekte einer echten Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt für eine 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung unverzichtbar. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert von allen Verantwortlichen in Bund, Ländern und Gemeinden sowie in 
Wirtschaft und Wissenschaft: 
 
1. Gleichstellung muss zum Leitprinzip in allen politischen und gesellschaftlichen Bereichen werden. 
2. Mit einem Gender Impact Assessment müssen alle politischen Vorhaben sowie sämtliche Ausgaben 

daraufhin überprüft werden, welche gleichstellungspolitischen Fortschritte erzielt werden. Das gilt 
insbesondere für die anstehenden Vorhaben, durch die ein Abbau des Sozialstaats insbesondere 
zulasten von Frauen droht. Jegliche Maßnahmen, die zu einer Schwächung des Sozialstaats führen und 
bestehende Benachteiligungen insbesondere von Frauen verschärfen, sind abzulehnen. 

3. Gleichstellungsstellen und Gleichstellungsbeauftragte auf allen staatlichen Ebenen und in allen 
gesellschaftlichen Bereichen müssen in ihren Rechten gestärkt und finanziell so ausgestattet werden, 
dass sie ihren Auftrag erfüllen können. Dazu gehören auch regelmäßige Berichterstattungen. 

4. Bund, Länder und Gemeinden müssen mit aufeinander abgestimmten Aktionsplänen die vorhandenen 
Gender Gaps wirksam schließen. Hierzu gehören insbesondere die vollständige Umsetzung der EU-
Entgelttransparenzrichtlinie sowie die bedarfsgerechte Finanzierung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Darüber hinaus müssen Bildung, 
Kinderbetreuung, Pflege und Gesundheitsversorgung als öffentliche Infrastruktur ausgebaut und 
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dauerhaft finanziert werden. Sorgearbeit ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und darf nicht 
weiterhin überwiegend Frauen zugeschrieben werden. 

5. In Parlamenten sowie in allen Entscheidungsgremien von Politik, Zivilgesellschaft, Verwaltung, 
Wirtschaft und Wissenschaft muss Parität verwirklicht werden. 

6. Die verlässliche und bedarfsgerechte, institutionelle und projektbezogene Finanzierung von 
Zivilgesellschaft und Vorhaben im Bereich der Gleichstellung ist sicherzustellen und darf insbesondere 
dort nicht willkürlich unterbrochen werden, wo dauerhaft Aufgaben erfüllt werden. 

7. Gleichstellungspolitik erfordert einen handlungsfähigen Sozialstaat. Sparpolitik und Kürzungen bei 
sozialen Leistungen, Bildung, Gesundheit, Pflege und Kinderbetreuung verschärfen bestehende 
Ungleichheiten. Sie sind abzulehnen, denn sie stehen dem Ziel tatsächlicher Gleichstellung entgegen. 

8. Das Programm „Demokratie leben!“ muss unter Einbeziehung von Maßnahmen zur Geschlechter-
gerechtigkeit weitergeführt werden. 

 

2. Geschlechterreflektierte Demokratiebildung stärken – Polarisierung entgegenwirken 
Der Deutsche Frauenrat setzt sich dafür ein, Demokratiebildung geschlechterreflektiert weiterzuentwickeln 
und der zunehmenden politischen und gesellschaftlichen Polarisierung insbesondere junger Frauen und 
junger Männer entgegenzuwirken. Es sollen jeweils intersektionale Verflechtungen einbezogen werden. 
Konkrete Maßnahmen zur Demokratiebildung, Begegnung von Antifeminismus, Ansprachen von Jungen 
und Männern sollen auch barrierefrei und mehrsprachig angeboten werden.  
 
Hierzu fordert der Deutsche Frauenrat: 
1. Geschlechterreflektierte Demokratiebildung ausbauen 

• Verankerung von geschlechtersensibler Bildung in Schule, Jugendhilfe und außerschulischer 
Bildung 

• Geschlechterrollen, Sexismus und Antifeminismus als festen Bestandteil von Demokratiebildung 
• Stärkung feministischer Perspektiven in Bildungsprogrammen 

2. Koedukative und geschlechtersensible Bildungsansätze stärken 
• Entwicklung und Förderung von Bildungsformaten, die gezielt den Dialog zwischen Geschlechtern 

fördern 
• Reflexion von Rollenbildern, Männlichkeitsnormen und gesellschaftlichen Erwartungen im 

gemeinsamen Austausch 
• Ergänzend: Schutz- und Empowerment-Räume für Mädchen und junge FLINTA*-Personen sichern 

3. Gezielte Ansprache von Jungen und Männern 
• Entwicklung spezifischer Angebote zur Auseinandersetzung mit Männlichkeiten, Antifeminismus 

und Gleichstellung 
• Prävention von Radikalisierungstendenzen und antifeministischen Einstellungsbildern 
• Förderung positiver, gleichstellungsorientierter Männlichkeitsentwürfe 

4. Demokratiegefährdende Polarisierung erforschen und sichtbar machen 
• Ausbau von Forschung zur politischen Einstellungsentwicklung junger Menschen unter 

Geschlechterperspektive 
• Analyse der Wechselwirkungen von Social Media und Antifeminismus Regelmäßiges Monitoring 

geschlechtsspezifischer Polarisierungstendenzen 
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5. Antifeminismus als demokratiegefährdendes Phänomen anerkennen und bekämpfen 
• Politische Einordnung von Antifeminismus als ideologische Brücke zu rechtsextremen und 

demokratiefeindlichen Positionen 
• Integration des Themas als eigenständiger Schwerpunkt in Programme der Demokratieförderung 
• Stärkung zivilgesellschaftlicher Initiativen, die antifeministischen Narrativen entgegenwirken 

 

3. Förderung lebendiger Demokratie verstetigen und Finanzierung dauerhaft sicherstellen! 
Demokratie und Gleichstellung stehen auch in Deutschland unter Druck. Gerade jetzt ist die Förderung und 
aktive Unterstützung der demokratischen Zivilgesellschaft durch die öffentliche Hand unerlässlich. 
Bundesprogramme zu Demokratieförderung und zum Abbau von Diskriminierung haben sich als wichtiges 
Instrument bewährt. 
 
Der Deutsche Frauenrat kritisiert den Umbau des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ innerhalb der 
laufenden Förderperiode und vor Abschluss des Evaluationsprozesses. Wirksame Demokratiearbeit wird 
dadurch abgebrochen, etablierte Strukturen, wichtige Netzwerke und wertvolle Expertise gehen verloren, 
bereits eingesetzte Ressourcen und öffentliche Mittel können ihre Wirkung nicht entfalten. Die Gefahr der 
Prekarisierung von Fachstrukturen steigt. Die Arbeit von Akteur*innen, die sich seit Jahren unter teils 
widrigen Bedingungen gegen Extremismus und für die Demokratie engagieren, wird pauschal infrage 
gestellt. „Demokratie leben!“ muss auch in Zukunft für eine stabile und nachhaltige Demokratieförderung 
zur Verfügung stehen. Die Verbindung zwischen Demokratiefeindlichkeit und Antifeminismus muss sich 
weiterhin im Bundesprogramm widerspiegeln und dabei gleichstellungspolitische Perspektiven 
berücksichtigen. 
 
Die Richtlinien für die Neuausrichtung müssen dabei zwingend folgende Schwerpunkte beinhalten: 

 gezielte Maßnahmen gegen Antifeminismus 
 Stärkung geschlechtersensibler Prävention 
 Unterstützung von Betroffenen sexualisierter Gewalt 

 
Insbesondere Frauenorganisationen mit geringen Ressourcen, die direkten Zugang zu spezifischen 
Zielgruppen haben, müssen stärker berücksichtigt werden. Das ist bei der Gestaltung des Zugangs zur 
Förderung zu beachten. Organisationen, die unterschiedliche und bislang unzureichend adressierte 
gesellschaftliche Gruppen ansprechen, sind für eine breite Verankerung demokratischer und 
gleichstellungspolitischer Ziele unverzichtbar. Dies gilt beispielsweise auch für Sportvereine und 
Sportverbände als wichtige Orte demokratischer Teilhabe, Prävention und gesellschaftlichen 
Zusammenhalts. Demokratieförderung muss verlässlich, nachhaltig und unabhängig von parteipolitischen 
Interessen umgesetzt werden. 
 

4. Geschlechtervielfalt stärken, heißt Demokratie stärken 
Geschlechtervielfalt und die Gleichstellung der Geschlechter sind angesichts erstarkender demokratie-
feindlicher und antifeministischer Bewegungen Zielscheibe von Angriffen. Als größter Verband deutscher 
Frauenorganisationen setzt sich der Deutsche Frauenrat für Menschenrechte für alle Frauen und Mädchen 
ein, erkennt Geschlechtervielfalt als Bereicherung an und berücksichtigt in seiner Arbeit relevante 
Diskriminierungsformen und deren intersektionale Verflechtungen. Damit stärkt der Deutsche Frauenrat 
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die Demokratie, stellt sicher, dass Teilhabe ein Recht für alle ist und engagiert sich für eine offene 
Gesellschaft. 
 
Besonders trans Frauen sowie intergeschlechtliche und nicht-binäre Personen sind laut Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechte am häufigsten Angriffen ausgesetzt. In den letzten Jahren haben 
immer mehr Länder anerkannt, dass es des Schutzes vor Diskriminierung und Hassverbrechen aufgrund 
von Vorurteilen zu Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmalen bedarf. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, 

 eine entschlossenere Haltung einzunehmen und wirksamere Gesetze und Maßnahmen zum Schutz 
der Rechte von trans*, intergeschlechtlichen und nichtbinären Menschen zu verabschieden und 
umzusetzen; 

 trans Frauen, intergeschlechtliche und nicht-binäre Personen besonders vor Angriffen und Gewalt zu 
schützen; 

 folgende Empfehlungen europäischer Gremien zu berücksichtigen und umzusetzen: 
• Empfehlung des Ministerkomitees des Europarats an die Mitgliedstaaten über die 

Gleichberechtigung intergeschlechtlicher Menschen (Recommendation CM/Rec(2025)7); 
• Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Rechten von intergeschlechtlichen Menschen 

(2019); 
• Empfehlung des Europäischen Parlaments (A20-0010/2026) zum Bericht über die Empfehlung des 

Europäischen Parlaments an den Rat zu den Prioritäten der EU für die 70. Tagung der Kommission 
der Vereinten Nationen für die Rechtsstellung der Frau (A10-0010/2026), der auch die Rechte von 
trans* Personen umfasst. 

 

5. Keine Wehrpflicht für Frauen 
Der Deutsche Frauenrat fordert, die aktuell geltende Rechtslage beizubehalten, die Frauen von einer 
Wehrpflicht ausnimmt, ihnen aber als Freiwillige Zugang zu allen Laufbahnen und Bereichen der 
Streitkräfte eröffnet. 
 
Gleichzeitig fordert der Deutsche Frauenrat mehr Anstrengungen ein, um die Situation von Frauen in all 
ihrer Vielfalt in den Streitkräften zu verbessern. Dazu gehören u.a. bedarfsgerechte (Schutz-)Ausrüstung 
und sanitäre Einrichtungen, verbesserte Angebote zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, geschlechter-
sensible Ausbildung, Stärkung der militärischen und zivilen Gleichstellungsbeauftragten, Bekämpfung von 
Sexismus und anderen Formen der Diskriminierung sowie Ausbau von Gewaltschutzmaßnahmen und 
Gewaltprävention. 
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ARBEIT, WIRTSCHAFT, SOZIALES UND FAMILIE 
6. Resolution: Für echte Strukturreformen statt Kürzungen zulasten von Frauen 
Deutschland steht vor einer Reihe tiefgreifender Veränderungen in den sozialen Sicherungssystemen. 
Besonders die geplanten Änderungen in der gesetzlichen Krankenversicherung und der sozialen 
Pflegeversicherung durch das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz und das Pflegeneuordnungsgesetz 
schwächen die soziale Absicherung und vertiefen bestehende Ungleichheiten. Die geplanten Maßnahmen 
orientieren sich bislang vor allem an fiskalischen und wirtschaftspolitischen Zielsetzungen. Die 
strukturellen Hürden für Frauen am Arbeitsmarkt, ihre schwächere wirtschaftliche Position, ihre 
überproportionale Verantwortung für unbezahlte Sorgearbeit sowie ihr besonderer Bedarf an öffentlicher 
Daseinsvorsorge finden bislang keine Berücksichtigung. Statt Gleichstellung zu fördern, werden die 
geplanten Maßnahmen strukturelle Benachteiligungen von Frauen verstärken sowie Kosten und Risiken 
von den sozialen Sicherungssystemen in private Haushalte verlagern. 
 
Echte Reformen dürfen nicht zu unausgewogenen Leistungskürzungen führen, sondern müssen 
Fortschritte in der Gleichstellung von Frauen und Männern erreichen. Maßnahmen, die allein auf 
Kürzungen setzen, lösen keine Probleme, sondern verlagern sie und kommen Wirtschaft und Gesellschaft 
in der langen Frist teuer zu stehen. 
 
Die Pläne für die GKV-Reform treffen Frauen besonders hart: Höhere Zuzahlungen für Medikamente und 
Leistungen würden vor allem Menschen mit geringem Einkommen belasten. Auch in der Pflege drohen 
Verschlechterungen: Leistungen sollen gekürzt, Ansprüche eingeschränkt, bürokratische Hürden verschärft 
und finanzielle Belastungen stärker auf Pflegebedürftige und Pflegende verlagert werden. Da sie rund zwei 
Drittel der pflegenden Angehörigen stellen, treffen diese Vorhaben Frauen mit voller Wucht. Frauen 
werden die zunehmende Pflegeverantwortung nur bewältigen, indem sie ihre Erwerbsarbeit noch weiter 
reduzieren oder ganz einstellen. Dadurch sinken ihr Einkommen und ihre Rentenansprüche, während ihr 
Risiko für Altersarmut steigt. Schon heute ist jede vierte weibliche pflegende Angehörige armutsgefährdet. 
Pflegende Angehörige tragen eine enorme Verantwortung und entlasten das Pflegesystem Tag für Tag – 
und das meist auf Kosten ihrer eigenen Gesundheit. Der Abbau von Leistungen und Unterstützungs-
angeboten erhöht den Druck auf Familien und verlagert Sorgearbeit weiter ins Private. Die Kürzung von 
Rentenansprüchen für pflegende Angehörige lehnt der Deutsche Frauenrat entschieden ab. Das gilt auch 
für Kürzungen bei niedrigschwelligen Entlastungsleistungen für Pflegebedürftige; dies führt nur dazu, dass 
Unterstützung im Haushalt vermehrt irregulär erbracht oder von den Angehörigen geleistet wird. Beides 
trifft überwiegend Frauen und deren soziale Sicherheit. 
 
Angesichts des demografischen Wandels und des Fachkräftemangels in der Pflege werden die 
Anforderungen an pflegende Angehörigen weiter steigen. Die geplanten Gesetzesvorhaben würden diese 
Entwicklung nicht abfedern, sondern bestehende Probleme verschärfen. Hinzu kommt: Wer die 
Refinanzierung von Tarifsteigerungen in den personennahen sozialen Dienstleistungen reduzieren will oder 
gar komplett zur Disposition stellt, wie bei der GKV, der Vorsorge/Rehabilitation für Mütter und pflegende 
Frauen, der Pflegeversicherung oder in der Kinder- und Jugendhilfe, entwertet hoch belastende, 
frauendominierte Tätigkeiten, erhöht die Lohnlücke und steigert den Fachkräftemangel mit fatalen Folgen 
für Familien und die Gesellschaft. 
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Der Deutsche Frauenrat fordert gleichstellungspolitisch konsistente Rahmenbedingungen, die die 
ökonomische Eigenständigkeit von Frauen durch sozialversicherte, tarifliche entlohnte Erwerbsarbeit 
stärken, eine Reform des Ehegattensplittings sowie die Überführung von Minijobs in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung. Gleichstellungspolitik muss verbindlich zu einem Maßstab politischen Handelns 
gemacht werden. 
 
Der Deutsche Frauenrat bekräftigt seine Forderungen: 

 Reformen der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung müssen die eigenständige soziale 
Absicherung von Frauen stärken und dürfen Kosten, Risiken und Sorgearbeit nicht weiter in private 
Haushalte verlagern. 

 Die Ursachen der wirtschaftlichen Stagnation und der damit verbundenen Folgen für die sozialen 
Sicherungssysteme müssen überwunden werden. 

 Die Pflegeversicherung muss zu einer Pflegevollversicherung weiterentwickelt werden. 
 Pflegende Angehörige müssen auf bedarfsgerechte und öffentlich bereitgestellte Hilfen und 

Infrastrukturen zugreifen können einschließlich des zur Disposition gestellten niedrigschwelligen 
Entlastungsbetrages; Rentenansprüche für pflegende Angehörige müssen in vollem Umfang erhalten 
bleiben. 

 Die beitragsfreie Mitversicherung darf nur unter der Voraussetzung konsistenter Rahmenbedingungen 
für eine geschlechtergerechte Teilhabe an Erwerbs- und Sorgearbeit eingeschränkt werden. 

 Der Deutsche Frauenrat lehnt Kürzungen bei Leistungen und höhere Zuzahlungen in der 
gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung, zusätzlichen Hürden für eine Einstufung in 
Pflegegrade sowie die Aussetzung der Refinanzierung von Tarifsteigerungen entschieden ab. 

 

7. Resolution: Entgelttransparenzrichtlinie als Chance für echte Entgeltgleichheit nutzen 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, die Entgelttransparenzrichtlinie unverzüglich 
umzusetzen. Sie bietet die Chance, Entgeltgerechtigkeit auf betrieblicher Ebene endlich durchzusetzen. 
 
Dass Deutschland bis zum Ende der Umsetzungsfrist am 7. Juni 2026 keine wirksame gesetzliche Regelung 
eingeführt hat, stellt einen Verstoß gegen Unionsrecht dar. Dieser Rechtsbruch schwächt die Durchsetzung 
von Entgeltgleichheit, benachteiligt Beschäftigte und schafft zugleich Rechtsunsicherheit für Unternehmen. 
 
Dabei gibt es dringenden Handlungsbedarf: Der Gender Pay Gap liegt unverändert bei 16 Prozent und 
zeigt, dass die bisher genutzten Instrumente nicht ausreichen, um Entgeltdiskriminierung zu verhindern. 
Zudem belegen zwei Evaluationen, dass das bisherige Entgelttransparenzgesetz unwirksam ist. Frauen 
tragen die Folgen dieses Defizits ihr Leben lang: durch geringere Einkommen, eingeschränkte 
Vermögensbildung und niedrigere Alterssicherungsansprüche. Die Entgelttransparenzrichtlinie zielt darauf 
ab, Entgeltstrukturen offenzulegen, geschlechtsspezifische Entgeltunterschiede aufzudecken und 
Benachteiligungen abzubauen. Sie nimmt die Unternehmen in die Pflicht, ihre Entgeltpraxis zu überprüfen. 
Wer die Umsetzung der Richtlinie in Frage stellt, schafft nicht nur Rechtsunsicherheit für Unternehmen, 
sondern bestraft auch diejenigen Arbeitgeber, die Lohngerechtigkeit bereits aktiv unterstützen und 
voranbringen wollen. Arbeitgeber müssen die Verantwortung für ihre Entgeltpraxis übernehmen und 
Beschäftigte ihre Rechte ohne Hürden wahrnehmen können. 
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Entgelttransparenz allein wird den Gender Pay Gap nicht schließen. Der Deutsche Frauenrat bekräftigt 
daher, dass die Umsetzung der Richtlinie Teil einer umfassenden Gleichstellungspolitik sein muss, die auf 
die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen, die Aufwertung frauendominierter Berufe, eine gerechte 
Verteilung von Sorgearbeit und die Stärkung tariflicher Strukturen zielt. 
 

8. Volkswirtschaftliche Bedeutung von Sorgearbeit anerkennen 
Unbezahlte Sorgearbeit ist Grundvoraussetzung für jede wirtschaftliche Tätigkeit und das gesellschaftliche 
Zusammenleben. Ohne Menschen, die Kinder betreuen, Angehörige pflegen und den Haushalt 
organisieren, stünde alles still. 
 
Dennoch wird unbezahlte Sorgearbeit in volkswirtschaftlichen Indikatoren wie dem BIP und der darauf 
basierenden Wirtschaftspolitik ausgeblendet. Einerseits tragen Frauen, die den Großteil der unbezahlten 
Sorgearbeit leisten, die negativen Folgen des einseitigen Arbeits- und Wirtschaftsverständnisses. 
Andererseits leidet der Wirtschaftsstandort Deutschland unter Fachkräftemangel und struktureller 
Diskriminierung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. 
 
Aus Sicht des Deutschen Frauenrats muss eine zukunftsfähige Wirtschaftspolitik unbezahlte Sorgearbeit als 
Grundvoraussetzung aller wirtschaftlichen Tätigkeiten anerkennen und berücksichtigen. Ihre Absicherung 
ist keine private Aufgabe, sondern staatliche Verpflichtung. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, 

 unbezahlte Sorgearbeit und ihren Wert systematisch zu erfassen. 
Die Zeitverwendung für unbezahlte Sorgearbeit ist mindestens einmal pro Legislaturperiode zu 
erheben und nach Geschlecht auszuwerten. Zudem soll ihre Wertschöpfung berechnet, in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ausgewiesen und verbindlich in Haushalts- und 
Wirtschaftspolitik einbezogen werden. 

 öffentliche Ausgaben für Sorge-Infrastrukturen als Investitionen in die Zukunft anzuerkennen.  
Zur Stärkung der ökonomischen Eigenständigkeit von Frauen muss die soziale Infrastruktur, vor allem 
in den Bereichen Kinderbetreuung und Pflege, verlässlich, bedarfsgerecht und qualitativ hochwertig 
ausgebaut und dauerhaft öffentlich finanziert werden. Aufgrund der demografischen Entwicklung sind 
öffentliche Investitionen unabdingbar und gleichstellungspolitisch geboten. 

 

9. Haushaltsnahe Dienstleistungen fördern, Gleichstellung stärken! 
In Deutschland werden etwa 37 Milliarden Stunden Hausarbeit im Jahr geleistet, davon 24 Milliarden 
Stunden allein von Frauen. Ihre Erwerbsbeteiligung wird durch diese Arbeit stärker eingeschränkt als durch 
Kinderbetreuung oder Pflege von Angehörigen. Nicht zuletzt aus diesem Grund steigt die Nachfrage nach 
Haushaltshilfen. In Deutschland trifft der steigende Unterstützungsbedarf in den Haushalten jedoch auf 
einen eklatanten Mangel an legalen und bezahlbaren Angeboten. Irreguläre Beschäftigung ist weit 
verbreitet. Reguläre, legale Angebote sind nicht konkurrenzfähig, weil viele Menschen sich diese nicht 
leisten können. Für die Beschäftigten in diesem Bereich – fast ausschließlich Frauen, häufig Migrantinnen –
bedeutet dies Arbeit unter prekären Bedingungen und ohne soziale Absicherung. Hier muss endlich 
gegengesteuert werden, denn Hausarbeit ist keine Privatsache. Sie ist Grundvoraussetzung für ein gutes 
Leben und gesellschaftliche Teilhabe. 
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Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, 
 das im Koalitionsvertrag angekündigte „Familienbudget für Alltagshelfer“ zeitnah einzuführen, um 

sozialversichert erbrachte Dienstleistungen in privaten Haushalten zu stärken und Familien mit 
Sorgeverantwortung zu entlasten. 

 Haushalte müssen niedrigschwellig Zugang zur Förderung durch ein Gutscheinmodell erhalten. 
 Gutscheine für haushaltsnahe Dienstleistungen sollen nur bei zertifizierten Anbietern eingelöst 

werden können, die ihre Mitarbeitenden sozialversicherungspflichtig beschäftigen, tariflich bezahlen 
und Qualitätsanforderungen einhalten. 

 

10. Unterhaltsvorschuss für alle Kinder von Alleinerziehenden – Streichungen sind nicht 
akzeptabel 
Der Deutsche Frauenrat fordert, dass es im Zuge der Umsetzung der Empfehlungen der Kommission zur 
Sozialstaatsreform bei Leistungssystemen, die unmittelbar für Alleinerziehende und ihre Kinder relevant 
sind, keinesfalls zu Verschlechterungen kommen darf, sondern zu Verbesserungen. 
 
Der Zugang aller Kinder von Alleinerziehenden zum Unterhaltsvorschuss muss erhalten bleiben –
unabhängig von sonstigen Sozialleistungsansprüchen. Vor diesem Hintergrund lehnt der Deutsche 
Frauenrat eine Abschaffung des Parallelbezugs von Unterhaltsvorschuss und existenzsichernden 
Sozialleistungen ab. Insbesondere darf der Anspruch auf Unterhaltsvorschuss nicht entfallen für Kinder in 
Einelternfamilien, die Kinderzuschlag erhalten, da dies zu finanziellen Einbußen führen würde. 
 
Stattdessen fordert der Deutsche Frauenrat, Schnittstellen zu verbessern: Beim Bezug von Kinderzuschlag 
und Wohngeld sollte Kindeseinkommen nicht mehr parallel in beiden Leistungssystemen angerechnet 
werden. Hierfür ist im Wohngeld ein Freibetrag auf Unterhaltsleistungen für Kinder in Höhe des aktuellen 
Mindestunterhalts zu schaffen. 
 
Der Deutsche Frauenrat lehnt drastische Einschnitte beim Unterhaltsvorschuss ab, indem die Reform von 
2017 wieder rückgängig gemacht wird, wie ein Vorschlag aus der AG Effizienz aus Bund, Länder und 
Kommunen lautet. Dies würde bedeuten, dass ein Anspruch auf Unterhaltsvorschuss nur noch für maximal 
sechs Jahre und bis zum 12. Geburtstag eines Kindes besteht. Ein Rückfall auf diese willkürlichen 
Begrenzungen des Unterhaltsvorschusses sind nicht akzeptabel. 
 
Stattdessen fordert der Deutsche Frauenrat, den Koalitionsvertrag umzusetzen und den 
Unterhaltsvorschuss zu verbessern, indem das Kindergeld lediglich hälftig auf den Unterhaltsvorschuss 
angerechnet wird statt vollständig. Hierfür muss die Bundesregierung die Finanzierung sicherstellen. Eine 
systematische Verschlechterung für Alleinerziehende und ihre Kinder als Familienform mit dem höchsten 
Armutsrisiko aller Familien ist nicht akzeptabel. 
 

11. Für eine solidarische und geschlechtergerechte Alterssicherung 
Der demografische Wandel erfordert eine grundlegende Reform der Alterssicherung, um eine 
angemessene Versorgung für Frauen sicherzustellen und Armut zu vermeiden. Eine starke gesetzliche 
Rentenversicherung mit sozialen Ausgleichselementen und einem sozial- wie geschlechtergerechten 
Finanzierungsmodell kann dies leisten. Eine Abkehr vom Prinzip der paritätisch finanzierten gesetzlichen 
Rente ist angesichts gesellschaftlicher Ungleichheiten abzulehnen. Der Deutsche Frauenrat steht für eine 
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solidarische Alterssicherung ein, die den Lebensstandard sichert und Altern in Würde ermöglicht. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, 

 die Lebenswirklichkeiten von Frauen in der Reformdebatte systematisch zu berücksichtigen, um die 
Reproduktion von Geschlechterungleichheiten in der Alterssicherung zu vermeiden. 

 das gesetzliche Rentenniveau auf Basis von 45 Entgeltpunkten bei 48 Prozent dauerhaft zu 
stabilisieren und perspektivisch auf mindestens 50 Prozent anzuheben. 

 das gesetzliche Renteneintrittsalter nicht zu erhöhen und auch nicht an die Beitragsjahre zu koppeln, 
da diese Maßnahmen sozial ungerecht sind und Frauen benachteiligen. 

 die Bundesmittel zur gesetzlichen Rentenversicherung zu erhöhen, da diese der sachgerechten 
Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben dienen. 

 die Einnahmeseite durch ein sozial- und geschlechtergerechtes Steuersystem sowie die Förderung 
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung zu stärken. 

 den Versichertenkreis auszuweiten und alle Erwerbstätigen in die gesetzliche Rentenversicherung 
einzubeziehen, um das Rentensystem langfristig zu stabilisieren. 

 Hinterbliebene weiterhin angemessen abzusichern; eine Abschaffung der Witwenrente lehnt der 
Deutsche Frauenrat ab. 

 durch eine gesetzliche oder tarifvertragliche Verpflichtung für arbeitgeberfinanzierte Betriebsrenten 
den Zugang von Frauen zu Betriebsrenten zu verbessern. 

 die gesetzliche Rente durch private Vorsorgeprodukte allenfalls zu ergänzen, wobei frauenspezifische 
Interessen zu berücksichtigen sind. 

 
12. Verbesserung der Unterstützung bei verdeckter Alters- und Pflegearmut 
Altersarmut ist ein wachsendes gesellschaftliches Problem, das Frauen in besonderer Weise betrifft, da sie 
aufgrund unterbrochener Erwerbsbiografien, Teilzeitarbeit, Minijobs, Niedriglöhnen und unbezahlter 
Sorgearbeit im Alter deutlich häufiger über geringe Rentenansprüche verfügen. 

Gleichzeitig zeigen Studien, dass ein erheblicher Teil der Anspruchsberechtigten die ihnen zustehenden 
sozialen Leistungen nicht in Anspruch nimmt. Dies deutet auf erhebliche strukturelle Defizite im Zugang zu 
sozialen Leistungen hin, die identifiziert und abgebaut werden müssen. 
 
Dazu gehören insbesondere: 

 fehlende, nicht barrierefreie oder unzureichende Informationen 
 komplizierte Antragsverfahren 
 fehlende Sensibilität bei den Leistungsträgern 
 Scham und Furcht vor Stigmatisierung 
 mangelnde persönliche Unterstützung 

 
Der Deutsche Frauenrat fordert deshalb die Bundesregierung auf, 
1. die Inanspruchnahme von Sozialleistungen im Alter zu erleichtern, insbesondere durch 

• barrierefreie, mehrsprachige und proaktive Informationsangebote 
• persönliche Beratung und Begleitung bei der Antragstellung 
• aufsuchende Beratung durch fachlich qualifiziertes und sensibel geschultes Personal für besonders 

vulnerable Gruppen, die die Bedarfe ihrer Zielgruppen im Blick hat 
• die stärkere Verzahnung bestehender Hilfestrukturen 
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2. verdeckte Pflegearmut zu verhindern, insbesondere durch 
• bessere Information über Leistungsansprüche in der Pflege 
• niedrigschwellige, barrierefreie Zugänge zu Pflegeleistungen und ergänzenden Hilfen 
• stärkere Berücksichtigung der finanziellen Belastungen durch Pflege in der sozialen Sicherung 
• Unterstützung pflegender Angehöriger, insbesondere Frauen 

 
3. zielgruppenspezifische Unterstützungsstrukturen für ältere Menschen in Armut auszubauen, durch 

• niedrigschwellige, wohnortnahe und barrierefreie Beratungsangebote 
• eine stärkere Verzahnung von Sozial-, Pflege- und Beratungsstrukturen 
• gezielte Ansprache und Unterstützung der Betroffenen 
• sowie eine konsequente Ausrichtung der Angebote an den Lebensrealitäten älterer Menschen 

 

13. Ausbau des sozialen Wohnungsbaus 
Der Deutsche Frauenrat setzt sich dafür ein, dass ein Ausbau von sozialem barrierefreien Wohnungsbau 
zügig voranschreiten wird. Der Deutsche Frauenrat fordert die Länder und Kommunen auf, den sozialen 
Wohnungsbau aktiv und an erster Stelle zu betreiben. 
 
Die Länder und Kommunen sollen Folgendes umsetzen: 

 60.000 neue bezahlbare Mietwohnungen pro Jahr; 
 diese sollen nach neuesten Standards barrierefrei geschaffen werden; 
 einen aktiven und zügigen Umbau von leerstehenden Gebäuden in die Umnutzung zu Wohnraum; 
 alleinerziehende Frauen und ihre Kinder müssen vorrangig bedacht sein. Dafür braucht es tragfähige 

Konzepte in den jeweiligen Kommunen. 
 zusätzliche Wohnkontingente für von Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder nach Auszug aus dem 

Frauenhaus; 
 eine konzeptionelle frauengerechte und nachhaltige Wohnungspolitik. 

 

14. Prostituierte schützen, unterstützen und stärken 
Im Auftrag des damaligen BMFSFJ führte das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen von 2022 
bis 2025 eine umfangreiche Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes durch. Diese zeigt, dass die 
derzeitige Gesetzeslage wichtige Grundlagen für den Schutz von Menschen in der Prostitution geschaffen 
hat, gleichzeitig besteht Bedarf an einer Verbesserung der Umsetzung sowie der Weiterentwicklung. Die 
Evaluation unterstreicht, dass Prostitution bei freiwilliger Ausübung mit den Grundrechten vereinbar ist. 
 
Trotzdem bleibt Prostitution ein Tätigkeitsfeld mit außergewöhnlicher Gefährdung durch besondere 
gesundheitliche Belastungen und einem Risiko für Ausbeutung und Gewalt. Daraus ergibt sich eine 
besondere staatliche Schutzpflicht gegenüber den Prostituierten – insbesondere im Hinblick auf ihre 
sexuelle Selbstbestimmung, gesundheitliche Versorgung und sichere Arbeitsbedingungen. 
 
Der Deutsche Frauenrat setzt sich vor diesem Hintergrund für eine Weiterentwicklung des gesetzlichen 
Rahmens ein, die Schutz vor Ausbeutung und Gewalt stärkt, soziale Unterstützung und Aufklärung sowie 
Ausstiegshilfen ausbaut und Selbstbestimmung wahrt. Zudem sollen in den Kommunen die 
entsprechenden Informations- und Hilfesysteme dauerhaft etabliert werden. 
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1. Wirksamer Schutz vor Ausbeutung, Gewalt und Menschenhandel 
Menschen in der Prostitution sind besonderen Risiken ausgesetzt und müssen wirksam vor Ausbeutung, 
Gewalt und Menschenhandel geschützt werden. Dem Staat kommt hier eine besondere Schutzpflicht zu. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert: 

 den Ausbau wirksamer Maßnahmen zur Bekämpfung von Zwangsprostitution und Menschenhandel 
zur sexuellen Ausbeutung und eine konsequente Umsetzung und Weiterentwicklung der bestehenden 
Schutzmechanismen, inkl. des Nationalen Aktionsplans gegen Menschenhandel; 

 die Sensibilisierung und verpflichtende Schulung von Behördenmitarbeitenden auf allen Ebenen, um 
Anzeichen von Zwangsverhältnissen und prostitutionsspezifischer Kriminalität frühzeitig zu erkennen 
und angemessen darauf reagieren zu können; 

 gezielte Verwendung der abgeschöpften Vermögen für die Betroffenen von Menschenhandel; 
 eine stärkere Zusammenarbeit zwischen Fachberatungsstellen, Polizei, Ordnungsbehörden und 

sozialen Diensten, um Schutzlücken zu schließen; 
 Zugang zu Schutz- und Unterstützungsangeboten bei Anzeichen von Ausbeutung, Gewalt oder 

Menschenhandel, unabhängig vom Aufenthalts- und Beschäftigungsstatus; 
 Schaffung eines humanitären Aufenthaltstitels für Betroffene von Menschenhandel, unabhängig von 

ihrer Kooperation im Strafverfahren. 
 
2. Unterstützung von Um- und Ausstiegen und gesellschaftliche Aufklärung 
Neben Zwangs- und Ausbeutungsstrukturen erschweren Stigmatisierung und Diskriminierung Um- und 
Ausstiege. Wer aus- bzw. umsteigen möchte, muss auf verlässliche Unterstützung zählen können. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert: 

 einen diversitätssensiblen und diskriminierungskritischen Ausbau und die langfristig gesicherte 
Finanzierung von Aus- und Umstiegsprogrammen sowie deren Integration in die Arbeit von 
Fachberatungsstellen, um bedarfsorientierte Angebote fortsetzen und langfristig anbieten zu können; 

 einen bundesweit harmonisierten Zugang zu Aus- und Umstiegsprogrammen und Berücksichtigung 
der unterschiedlichen Lebenslagen der Betroffenen, bspw. durch passfähige Qualifizierungsangebote 
für die diverse Zielgruppe; 

 Zugang zu sozialer Sicherung, anschlussfähiger Qualifizierung und alternativen Einkommens-
möglichkeiten, bspw. in Form von niedrigschwelligen finanziellen Überbrückungshilfen; 

 Unterstützung beim Zugang zu Wohnraum und Arbeitsmarkt, bspw. mit Kontingenten von 
Sozialwohnungen für besonders vulnerable Gruppen; 

 Förderung der gesellschaftlichen Aufklärung über die Vielfalt der Realitäten von Menschen in der 
Prostitution in Zusammenarbeit mit Fachberatungsstellen; 

 wirksame Maßnahmen zur Entstigmatisierung und Bekämpfung von Diskriminierung von Menschen in 
der Prostitution. 

 
3. Stärkung der Beratung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
Auch für Menschen, die selbstbestimmt in der Prostitution arbeiten, ist häufig der Zugang zu Beratung, 
Gesundheitsversorgung und sozialen Unterstützungsangeboten mit Hürden verbunden. Dies erschwert 
Kenntnis und Inanspruchnahme von Rechten, Schutz und sozialen Ressourcen und letztlich die 
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gesellschaftliche Teilhabe. Ziel müssen verbesserte Arbeitsbedingungen sein, die Selbstbestimmung und 
Teilhabe stärken. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert: 

 die Weiterentwicklung gesetzlicher Regelungen, die der Kriminalisierung und gesellschaftlichen 
Stigmatisierung entgegenwirken, unter Einbeziehung von Menschen in der Prostitution; 

 eine auskömmliche und langfristig gesicherte Finanzierung von anerkannten Fachberatungsstellen; 
 die Etablierung eines verpflichtenden Aus- und Fortbildungsangebots für Behördenmitarbeitende; 
 den Ausbau niedrigschwelliger Beratungs- und Gesundheitsangebote, inkl. einer fundierten und 

aufklärenden Beratung für Menschen, die eine Tätigkeit in der Prostitution erwägen; 
 Gewährleistung eines flächendeckenden und niedrigschwelligen Zugangs zur Gesundheitsversorgung; 
 eine stärkere Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebensrealitäten und Bedürfnisse von 

Prostituierten bei den Beratungsgesprächen; 
 die Hinzuziehung von Dolmetscher*innen bei Anmeldungs- und Beratungsgesprächen im Bedarfsfall; 
 die Schaffung flächendeckender Angebote für soziale und gesundheitliche Beratung in der jeweiligen 

Muttersprache, um Prävention und Selbstbestimmung zu fördern; 
 besonderen Schutz sensibler personenbezogener Daten und eine restriktive Handhabung der 

Übermittlung derselben an andere Behörden; 
 Verbesserung der Datenlage durch größere, empirische, partizipative Forschungsprojekte, um 

zielgerichteter Unterstützungs- und andere Maßnahmen zu konzipieren. 
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GESUNDHEIT  
15. Gesundheit darf kein Privileg sein 
Der Deutsche Frauenrat fordert vom Bundesministerium für Gesundheit, bei den kommenden 
Gesundheitsreformen soziale Gerechtigkeit und Intersektionalität konsequent zu berücksichtigen. Es 
dürfen keine Einsparmaßnahmen bei Gesundheitsleistungen vorgenommen werden, die dazu führen, dass 
armutsbetroffene und armutsgefährdete – insbesondere Frauen und Alleinerziehende – Menschen 
schlechter versorgt werden. 
 
Gesundheitsreformen, die soziale Ungleichheit nicht berücksichtigen, verschärfen bestehende 
geschlechtsspezifische Ungleichheiten. Eine geschlechtergerechte, intersektionale Gesundheitspolitik ist 
daher Voraussetzung für soziale Gerechtigkeit insgesamt. 
 

16. Gesundheitssystem konsequent an Evidenz und Prävention ausrichten 
Der Deutsche Frauenrat fordert das Bundesministerium für Gesundheit auf, die anstehenden Reformen 
des Gesundheitssystems konsequent an wissenschaftlicher Evidenz und einer Stärkung präventiver 
Versorgungsstrukturen auszurichten. Ziel muss eine medizinisch wirksame, ökonomisch nachhaltige, 
qualitätsgesicherte, barrierefreie und geschlechtergerechte Versorgung sein, die den Zugang zum 
Gesundheits- und Präventionssystem insbesondere für vulnerable Zielgruppen sichert. 
 
Als Beispiel soll hier der Bereich Psychotherapie genannt werden: Frauen sind deutlich öfter als Männer 
von psychischen Störungen belastet und nehmen mehr Behandlungen in Anspruch. Gerade in diesem 
Bereich werden viele Zulassungs- und Finanzierungsbeschränkungen diskutiert. Dabei stehen die eher 
geringen Einsparungsmöglichkeiten am Gesamtbudget der Krankenkassen in keinem Verhältnis zu den 
daraus resultierenden Versorgungsdefiziten. Schon heute warten Patient*innen zu lange auf einen 
Therapieplatz. Das Erstzugangsrecht zur Psychotherapie und eine kostendeckende Finanzierung ohne 
Reduktion der vorhanden Therapieplätze muss sichergestellt werden. 
 

17. Für faire Vergütung in der ambulanten Medizin: Gender Pay Gap und Fehlanreize beseitigen 
Der Deutsche Frauenrat setzt sich gegenüber dem Bundesgesundheitsministerium dafür ein, dass 
gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen werden, um die „sprechende Medizin“ gegenüber den 
apparativen Leistungen zu stärken. Durch eine Anpassung der Vergütung medizinisch/therapeutischer 
Leistungen sollen das strukturelle Ungleichgewicht zwischen apparativer und sprechender Medizin 
reduziert und damit gleichzeitig die Versorgungsqualität erhöht und der Gender Pay Gap reduziert werden. 
 
Für eine nachhaltige, effiziente und qualitätssichernde Behandlung bedarf es Zeit für Anamnesen, 
Aufklärung, Beratung sowie technische Untersuchungen. Um ambulante Praxen wirtschaftlich zu führen, 
bestehen aktuell jedoch finanzielle Anreize, die Beratungszeiten zugunsten teurer apparate-medizinischer 
Leistungen zu verkürzen. Ärztinnen arbeiten im Durchschnitt stärker beziehungs- und kommunikations-
orientiert und investieren mehr Zeit in Gespräche. Da diese Leistungen schlechter vergütet werden, 
verdienen sie bei gleicher Qualifikation und Arbeitszeit etwa 15-25 Prozent weniger. Gleichzeitig zeigt die 
Forschung, dass gerade diese Arbeitsweise häufig zu besseren Behandlungsergebnissen führt – unter 
anderem durch höhere Diagnosesicherheit, bessere Therapieadhärenz und stärkere Prävention. 
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Eine bessere Vergütung zeitabhängiger Leistungen („sprechende Medizin“) führt zu: 
 Abbau von Fehlanreizen für medizinisch nicht indizierte Untersuchungen und operative Eingriffe 
 mehr Zeit für sorgfältige Diagnostik, Aufklärung und Beratung – und damit bessere 

Behandlungsergebnisse sowie höhere Patient*innenzufriedenheit 
 Reduktion unnötiger oder vorschneller Diagnosen psychischer Störungen 
 Abbau des Gender Pay Gaps in der ambulanten Versorgung 

 

18. Geschlechtersensible und ethische Gestaltung von Künstlicher Intelligenz in der 
Gesundheitsversorgung stärken 
Der Deutsche Frauenrat fordert den Gesetzgeber, die Industrie und die Wissenschaft auf, Künstliche 
Intelligenz (KI) in der Gesundheitsversorgung verantwortungsvoll zu stärken. Die Gestaltung von KI in der 
Gesundheitsversorgung ist eine zentrale Zukunftsaufgabe. Die heute getroffenen Entscheidungen werden 
die medizinische Versorgung der kommenden Jahrzehnte prägen. Der Deutsche Frauenrat setzt sich 
dafür ein, dass die Entwicklung im Sinne von Geschlechtergerechtigkeit, medizinischer und 
wissenschaftlicher Qualität und ethischer Verantwortung erfolgt und fordert: 
 
1. Daten für die Entwicklung und Anwendung von KI in der Medizin müssen so erhoben werden, dass sie 

biologische (Sex) und soziale (Gender) Geschlechteraspekte beinhalten und es ist transparent 
nachzuweisen, in welchem Umfang diese einbezogen wurden. 

2. Die Autonomie der Patient*innen ist zu wahren. Informationen darüber, ob und in welcher Weise KI in 
Diagnose- oder Therapieprozesse einbezogen wird, sind Patient*innen transparent darzustellen. 

3. Frauen müssen gleichberechtigt in die Forschung, Entwicklung und Anwendung von KI-Systemen 
eingebunden werden; entsprechende Fördermaßnahmen sind auszubauen. 

4. Der systematische Ausbau von Aus-, Weiter- und Fortbildungsangeboten zu KI-Kompetenz und 
geschlechtersensibler Medizin sowie die Bereitstellung entsprechender Ressourcen soll erfolgen. 

5. Im EU AI Act sind aktuell fehlende Vorgaben für geschlechtersensible Datenqualität und 
intersektionale Prüfstandards zu ergänzen, um den strukturellen Bias zu stoppen. Die Förderung und 
Verpflichtung zu diversen Entwickler*innenteams ist voranzutreiben, um Vorurteile beim Design-
Coding zu vermeiden. 

 

19. Eizellspende in Deutschland verantwortungsvoll ermöglichen – Rechte von Frauen und 
Kindern sichern 
Der Deutsche Frauenrat fordert den Gesetzgeber auf, die Eizellspende in Deutschland zu ermöglichen und 
hierfür einen klaren, rechtssicheren und am Schutz von Frauen und Kindern orientierten gesetzlichen 
Rahmen zu schaffen. Insbesondere sollte das gelten für überzählige Eizellen aus dem sogenannten Social 
Freezing oder abgeschlossenen Behandlungen, die von den abgebenden Frauen nicht mehr benötigt 
werden. 
 
Dabei sind folgende Voraussetzungen verbindlich zu regeln: 

 Der Schutz der Eizellspenderinnen muss durch eine verpflichtende, unabhängige medizinische und 
psychosoziale Beratung sowie eine umfassende Betreuung gewährleistet werden. Dazu gehört eine 
vollständige Aufklärung über gesundheitliche Risiken sowie eine angemessene Nachsorge. Die 
Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin der Ampelkoalition hat 
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2024 zahlreiche Aspekte dargestellt und Vorschläge entwickelt. Sie sollten zur Kenntnis genommen 
werden. 

 Eine Kommerzialisierung der Eizellspende ist auszuschließen. Die Vermittlung darf ausschließlich in 
nicht-kommerziellen, staatlich regulierten Strukturen erfolgen. 

 Eizellempfängerinnen sind umfassend über die spezifischen medizinischen Risiken von 
Schwangerschaften nach Eizellspende sowie über notwendige Überwachungsmaßnahmen 
aufzuklären. 

 Spenderinnen und Empfängerinnen müssen sich der ethischen Tragweite der Eizellspende bewusst 
sein. Dazu gehört insbesondere die Verantwortung gegenüber dem entstehenden Kind. 

 Das Recht des Kindes auf Kenntnis der eigenen genetischen Abstammung ist sicherzustellen. Hierfür 
ist ein zentrales Eizellspende-Register analog zum Samenspender-Register einzurichten. 

 

20. Zeitnahes Monitoring der Anwendung und Inanspruchnahme der NIPT (Bluttest in der 
Frühschwangerschaft auf Trisomien) nach der Übernahme der Kosten durch die GKV 
Der Deutsche Frauenrat unterstützt ausdrücklich den Antrag der interfraktionellen Arbeitsgruppe des 
Deutschen Bundestages vom 28.1.2026 „Kassenzulassung des nicht-invasiven Pränataltests – Monitoring 
der Konsequenzen und Einrichtung eines Gremiums“ (Drucksache 21/3873). 
 
Der Deutsche Frauenrat übernimmt die darin erhobene Forderung nach einem zeitnahen Monitoring der 
Anwendung und Inanspruchnahme der NIPT (Bluttest in der Frühschwangerschaft auf eine bestimmte 
Chromosomenverteilstörung mit einem überzähligen Chromosom) nach der Übernahme der Kosten durch 
die Gesetzliche Krankenversicherung (GKV). Ebenfalls fordert der Deutsche Frauenrat die Einrichtung eines 
Gremiums unter Einbezug von Selbstvertretungsorganisationen, welches in Zukunft den Gesetzgeber 
fachlich hinsichtlich der Schaffung einer sachgerechten, ethisch verantwortlichen und rechtssicheren 
Grundlage für das Angebot und den Zugang zu vorgeburtlichen genetischen Tests ohne therapeutische 
Handlungsoptionen beraten soll. 
 

21. Einrichtung eines nationalen Geburtenregisters 
Der Deutsche Frauenrat setzt sich für die Etablierung eines zentralen nationalen perinatologischen 
Registers (sog. Geburtenregister) ein. 
 
Dies beinhaltet: 

 Erfassung der mütterlichen und kindlichen Daten rund um die Geburt in einem bundesweit 
einheitlichen Register; 

 Nutzung und individuelle Verknüpfung der pseudonymisierten vorhandenen Daten, um den Aufwand 
möglichst klein zu halten; 

 perspektivische Ergänzung, um Datenlücken zu schließen; 
 Einrichtung einer Kommission unter Beteiligung relevanter Expert*innen, die konkrete Vorschläge 

zum Aufbau des Registers erarbeitet, u.a.: 
• einen Vorschlag zur Erhebung eines (sektorenübergreifend inhaltlich gleichen) Basisdatensatzes, 

der die bisherigen Qualitätserhebungen im stationären und ambulanten Bereich perspektivisch 
ersetzen soll. 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/038/2103873.pdf
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• Vorschläge zur Ermöglichung der Nutzung von Sozialdaten in Kombination mit dem o.g. 
Basisdatensatz in einem Regelbetrieb. Dabei sollen anonymisierte individuelle Patientenverläufe 
entsprechend der europäischen Datenschutzgrundverordnung abbildbar sein. 

• Vorschläge zur Organisation des Registers, wie auch für Fragen der Datenhaltung und zur 
niedrigschwelligen datenschutzkonformen Datennutzung, wie z.B. dezentrale Datenerhebungen 
und eine Zusammenführung der Daten des Registers z. B. beim Forschungsdatenzentrum-
Gesundheit des Bundesinstitutes für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM). Ausarbeitung der 
rechtlichen Schritte, die notwendig sind, um die vorgenannten Punkte umzusetzen. 

• Abstimmung von Vorschlägen zur Finanzierung und Trägerschaft eines solchen Registers unter 
Abwägung der jeweiligen Vor- und Nachteile mit den beteiligten Stakeholdern. 
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GEWALTSCHUTZ 
22. Starke Strukturen gegen Gewalt gegen Frauen und Menschenhandel: Monitoring von 
Menschenrechten gesetzlich verankern 
Im November 2022 wurde das Deutsche Institut für Menschenrechte mit der Berichterstattung zur 
Istanbul-Konvention und Europaratskonvention gegen Menschenhandel von der Bundesregierung betraut 
und hat dafür zwei Berichterstattungsstellen – zu geschlechtsspezifischer Gewalt und zu Menschenhandel 
– eingerichtet. 
 
Die Tätigkeiten der beiden Berichterstattungsstellen konzentrieren sich auf ein umfassendes Monitoring im 
Bereich Menschenhandel und geschlechtsspezifischer Gewalt. Dies beinhalten die systematische 
Beobachtung, Messung und Evaluierung der Umsetzung sowohl nationaler als auch internationaler 
Vorgaben in diesen Bereichen, sowie die Analyse der zugrundeliegenden Ursachen, Entwicklungen und 
notwendigen Handlungsbedarfe. Ein wichtiger Aspekt ist die koordinierte Zusammenführung von Daten 
verschiedener staatlicher und nichtstaatlicher Akteur*innen, um ein menschenrechtsbasiertes Monitoring 
im Bereich geschlechtsspezifische Gewalt und Menschenhandel zu gewährleisten. 
 
Bislang existiert für beide Berichterstattungsstellen noch keine gesetzliche Grundlage. Diese würde 
sichtbar machen, dass es sich bei der Berichterstattung um Daueraufgaben handelt, der Bundestag die 
Fortführung der Arbeit der Berichterstattungsstellen rechtlich absichern will und bereits getätigte 
Investitionen nicht verloren sind. Es würde außerdem die Kontinuität der Datenerhebung und -auswertung 
garantieren, die notwendige Rechtssicherheit und das Vertrauen der Datenhalter und aller relevanten 
Akteur*innen herstellen und dazu beitragen, dass alle verantwortlichen Stellen ihren Verpflichtungen aus 
den Konventionen und Richtlinien nachkommen können. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, 

 durch eine gesetzliche Regelung Funktionen und Aufgaben der Berichterstattung festzuschreiben; 
 eine stabile und nachhaltige Finanzierung beider Berichterstattungsstellen sicherzustellen, um ein 

dauerhaftes Monitoring zu garantieren. 
 

23. Digitale Gewalt ganzheitlich bekämpfen 
Der Deutsche Frauenrat begrüßt, dass die Bundesregierung ein Gesetzgebungsverfahren zur 
Strafverfolgung von digitaler Gewalt gestartet hat. Zusätzlich fordert der Deutsche Frauenrat die 
Bundesregierung auf, Strukturen zur Bekämpfung und Prävention digitaler Gewalt aufzubauen. 
 
Dazu gehören folgende Maßnahmen: 
1. Digitale Gewaltprävention in Bildungseinrichtungen und Aufbau resilienter Räume: 

Digitale Gewalt und Bedrohungen haben sehr oft Auswirkungen im realen Lebensumfeld der Opfer. 
Daher müssen Schutzkonzepte beide Sphären gleichermaßen im Blick haben und ihre 
Wechselwirkungen berücksichtigen. Aufklärung und Sensibilisierung müssen systematisch in 
Lehrpläne und pädagogische Konzepte integriert werden. Es braucht durchdachte Konzepte, die 
digitale Teilhabe fördern und gleichzeitig vor Risiken schützen. Medienkompetenz muss allen 
Generationen vermittelt werden, um eine resiliente Gesellschaft zu gestalten. 
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2. Eine neue Verantwortung für digitale Plattformen: 
International agierende digitale Plattformen wie soziale Netzwerke, Online-Foren oder Videoportale 
sind oft nicht direkt für hochgeladene Inhalte verantwortlich. Stattdessen gelten sie als reine 
Vermittler dieser Inhalte. Dieses Plattformprivileg führt dazu, dass die Plattformen keine 
Verantwortung für schädliche oder illegale Inhalte auf ihren Seiten übernehmen oder sie einschränken 
bzw. ihre Bearbeitung verzögern. Das erschwert es Opfern, rechtliche Schritte gegen die Plattformen 
zu ergreifen und führt zu einer Machtasymmetrie zwischen Täter*innen und Opfern. Um Opfer zu 
unterstützen, muss der Digital Services Act (DSA) der EU, erweitert um den Schutz marginalisierter 
Gruppen, konsequent angewandt und auch außerhalb der EU verankert werden, das Plattformprivileg 
muss überarbeitet und der Umgang mit digitaler Gewalt international harmonisiert werden. 

3. Entwicklung spezifischer Schutzkonzepte für besonders gefährdete Gruppen: 
Die Konzepte müssen den digitalen und den physischen Raum berücksichtigen und ihre 
Wechselwirkungen einbeziehen. 

 

24. Femizide und Gewalt gegen Frauen und Kinder verhindern – Mehr Prävention anstatt nur 
härter bestrafen! 
Der Deutsche Frauenrat setzt sich gegenüber der Bundesregierung dafür ein, Strafrechtsverschärfungen 
und die Ausweitung von Überwachungsbefugnissen für Behörden als Mittel zur Beendigung von Gewalt 
gegen Frauen und Kinder und geschlechtsspezifischer Gewalt auch kritisch einzuordnen und darüber 
hinaus mehr Prävention und koordinierte Maßnahmen unter Berücksichtigung intersektionaler 
Verflechtungen für ein Ende von geschlechtsspezifischer Gewalt zu fordern. 
 
Insbesondere wird gefordert: 
1. Prävention soll parallel zur Strafverschärfung zu einem gesamtgesellschaftlichen Wandel führen. 
2. Fokussiert ausgebaut werden sollen: barrierefreie und mehrsprachige Täterarbeit und Prävention in 

der Bildung. 
3. Polizei, Justiz (Richter*innen und Verfahrensbeistände) und Jugendämter müssen verpflichtende 

Fortbildungen zu Gewaltdynamiken absolvieren. 
4. Es muss auf den Abbau diskriminierender Strukturen innerhalb des Straf- und Justizsystem und in der 

Polizei hingearbeitet werden. 
5. Demokratie und zivilgesellschaftliche Strukturen als Grundpfeiler der Gewaltschutz-Arbeit müssen 

gefördert anstatt abgebaut werden. 
6. Selbstbestimmung, Schutz und Sicherheit von Frauen und Betroffenen von geschlechtsspezifischer 

Gewalt soll in allen Lebensbereichen gefördert werden. 
7. Die Gewaltschutzstrategie der Bundesregierung muss in einen Nationalen Aktionsplan zur Beendigung 

von geschlechtsspezifischer Gewalt und Gewalt gegen Frauen mit intersektionalen Maßnahmen 
weiterentwickelt werden. 

 

25. Flankierende Maßnahmen zum Schutz von Frauen vor Gewalt – Implementation weiterer 
Elemente des „Spanischen Modells“ 
1. Die Gesetzesinitiativen des BMJV sind Meilensteine des Opferschutzes für Frauen, indem erstmals 

Familiengerichte befugt sind, Gewalttätern das Tragen einer elektronischen Fußfessel aufzuerlegen, 
um Annäherungsverbote wirksam zu überwachen und Opfer vor dem Täter zu warnen. 
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2. Die jüngsten Gesetzesentwürfe beinhalten flankierende Maßnahmen wie verpflichtende 
Antigewaltkurse für Täter sowie die Befugnis für Familiengerichte, Auskünfte aus dem Waffenregister 
einzuholen. Das „Spanische Modell“, das in Spanien zu einem nennenswerten Rückgang von Gewalt 
gegen Frauen geführt hat, umfasst jedoch ein weit umfangreicheres Programm zum Schutz vor 
geschlechtsspezifischer Gewalt. 

3. Um sie auch in Deutschland wirkungsvoll zu bekämpfen, fordern wir: 
• eine Gesamtstrategie der Bundesregierung unter Einschluss des Bereichs der Bildung; 
• bundesweit koordinierte, langfristig angelegte mediale Kampagnen zur Vermittlung von Wissen, 

zur Änderung von Einstellungen und Verhaltensweisen und zur Sensibilisierung für die individual- 
und gesellschaftsschädlichen Folgen der Gewalt gegen Frauen; 

• konsequenten, institutionalisierten Schutz durch ein bedarfsgerechtes, flächendeckendes und 
barrierefreies Angebot spezialisierter, gut erreichbarer Schutz-, Beratungs- und Präventions-
einrichtungen; 

• standardisierte, bundesweit abgestimmte Instrumente zur Risikoanalyse und -bewertung bei 
geschlechtsspezifischer Gewalt sowie verbindliche institutionsübergreifende Verfahren für sog. 
„Hochrisikofälle“; 

• spezialisierte Spruchkörper für Straftaten durch geschlechtsspezifische Gewalt, sowohl bei den 
Land- als auch bei den Amtsgerichten; 

• verbindliche Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen durch den Bund und die Länder zum 
sensiblen und effektiven Umgang mit geschlechtsspezifischer Gewalt, bundeseinheitliche 
Qualitätsstandards für alle relevanten Berufsgruppen, insbesondere in Justiz, Polizei, Verwaltung, 
Gesundheits- und Bildungswesen. 

 

26. Gewalt gegen Frauen beenden – Ursachenforschung betreiben, statt rassistische Gewalt zu 
verstärken 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, sich in der Debatte um Gewalt gegen Frauen und 
geschlechtsspezifische Gewalt entschieden gegen rassistische Ressentiments zu stellen. Dabei muss an 
erster Stelle die Rhetorik von Amtsträger*innen kritisch reflektiert werden, die durch einen rassistisch 
geprägten Diskurs tatsächliche Ursachen und besonders vulnerable Gruppen verschleiern. 
 
Insbesondere wird gefordert: 
1. Rassistische Ressentiments in der Bundesregierung und den inhaltlich zum Thema arbeitenden 

Ministerien müssen problematisiert und abgeschafft werden. Hierzu zählt auch die Übernahme 
einseitiger Berichterstattung durch die Bundesregierung, in der Menschen mit Migrationshintergrund 
oder Fluchterfahrung als Problem dargestellt, ohne am strukturellen Ausmaß des Problems 
anzusetzen. 

2. Politische Analysen zu Gewalt gegen Frauen müssen alle relevanten Studien einbeziehen und dürfen 
keine Tatsachen verschleiern. 

3. Die Bundesregierung muss ihren rechtlichen Verpflichtungen auf nationaler, europäischer und 
internationaler Ebene nachkommen, die rassistische Diskriminierung durch den Staat verbieten und 
diesen dazu verpflichten. 

4. Menschen vor rassistischer Diskriminierung schützen. Dazu gehört insbesondere der Abbau von 
Rassismus in Polizei und Justiz. 
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5. Artikel 59 der Istanbul-Konvention muss vollumfänglich umgesetzt werden. Die Ehebestandszeit muss 
abgeschafft werden – Gewaltbetroffene geflüchtete Frauen muss ein eheunabhängiges 
Aufenthaltsrecht zugesprochen werden. 

6. Frauenhäuser sind besondere Schutzräume für durch Gewalt traumatisierte Personen. Abschiebungen 
von gewaltbetroffenen Frauen aus Frauenhäusern sind daher dringend zu unterbinden, um diese 
Schutzräume zu wahren. 

 

27. Feministische Mädchenarbeit als Gewaltpräventionsstrategie stärken – Strukturelle und 
gesetzliche Verankerung im Rahmen der Istanbul-Konvention 
Der Deutsche Frauenrat setzt sich gegenüber der Bundesregierung und den Ländern dafür ein, 
Mädchenarbeit sowie MINTA*-Arbeit als zentralen Bestandteil der Gewaltprävention verbindlich in der 
Umsetzung der Istanbul-Konvention in Deutschland zu verankern. 
 
Insbesondere wird gefordert: 
1. die explizite gesetzliche Berücksichtigung von Mädchenarbeit und MINTA*-spezifischen 

Präventionsansätzen in allen neuen und bestehenden gesetzlichen Regelungen zur Umsetzung der 
Istanbul-Konvention, auch im Kontext der Frauenhausarbeit; 

2. den flächendeckenden Ausbau und die nachhaltige Finanzierung von geschlechtersensiblen 
Präventionsangeboten der Mädchenarbeit, insbesondere in der Kinder- und Jugendhilfe, im 
organisierten Sport sowie im Bildungsbereich; 

3. die systematische Einbindung von Trägern der Mädchenarbeit in die Entwicklung, Umsetzung und 
Evaluation nationaler Aktionspläne zur Gewaltprävention; 

4. die Verankerung von intersektionalen und diskriminierungskritischen Ansätzen, die die 
unterschiedlichen Lebensrealitäten von Mädchen und queeren Jugendlichen berücksichtigen; 

5. die Qualifizierung von Fachkräften in Bildung, Jugendhilfe und Prävention zur Umsetzung 
geschlechtersensibler und empowernder Ansätze; 

6. die Stärkung der Interessensvertretungen der Mädchenpolitik auf Landes- und Bundesebene. 
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FLUCHT, MIGRATION UND INTEGRATION 
28. Für eine differenzierte, menschenrechtsbasierte und geschlechtergerechte Verschiebung des 
migrationspolitischen Diskurses 
Die gesellschaftlichen Debatten über Migration schüren Vorurteile und fördern die Spaltung der 
Gesellschaft, prägen maßgeblich politische Entscheidungen und das öffentliche Klima in Deutschland. Der 
migrationspolitische Diskurs hat sich in den vergangenen Jahren spürbar verändert und ist zunehmend von 
sicherheits- und ordnungspolitischen Narrativen geprägt. Diese Verschiebung hat unmittelbare Folgen für 
migrantische und geflüchtete Frauen, Kinder und Familien, deren Schutzbedarfe, Lebenslagen und Rechte 
oft nicht ausreichend berücksichtigt werden. 
 
Der Deutsche Frauenrat positioniert sich weiterhin aktiv für eine grundlegende Veränderung des 
migrationspolitischen Diskurses in Deutschland. Ziel ist es, einseitig sicherheits- und defizitorientierte 
Narrative durch eine differenzierte, menschenrechtsbasierte und geschlechtergerechte Perspektive zu 
ersetzen. 
 
Der Deutsche Frauenrat setzt sich dafür ein, 

 geschlechterpolitische Perspektiven in migrationspolitischen Debatten zu berücksichtigen und die 
spezifischen Lebensrealitäten von Frauen und Kindern sichtbar zu machen; 

 diskriminierende und pauschalisierende Darstellungen von migrantischen Communities öffentlich zu 
kritisieren und faktenbasierte und menschenrechtsorientierte Narrative zu stärken; 

 die Expertise und Stimmen migrantischer Frauen systematisch in politische Entscheidungsprozesse 
und öffentliche Debatten einzubinden; 

 migrationspolitische Themen stärker mit Fragen sozialer Gerechtigkeit, Care-Arbeit und ökonomischer 
Teilhabe zu verknüpfen; 

 eine diskriminierungssensible Ausgestaltung integrations- und sozialpolitischer Maßnahmen zu 
fördern, die Mehrfachdiskriminierungen berücksichtigt und strukturelle Barrieren abbaut. 

 

29. Keine Externalisierung von Asylverantwortung – Schutzrechte von Frauen stärken 
Der Deutsche Frauenrat lehnt die Auslagerung von Asylverfahren in sogenannte sichere Drittstaaten sowie 
jede zunehmende Externalisierung von Asyl- und Migrationsentscheidungen ab. Er fordert die 
Bundesregierung dazu auf, sich auf der Ebene der Europäischen Union dafür einzusetzen, den Zugang zu 
einem individuellen, fairen und rechtsstaatlich abgesicherten Asylverfahren zu gewährleisten und 
Verantwortung für Schutzsuchende nicht auf Staaten zu verlagern, die keinen verlässlichen 
Menschenrechts- und Gewaltschutz bieten. 
 
Der Deutsche Frauenrat betont, dass Frauen in all ihrer Vielfalt, Mädchen sowie Menschen mit 
diskriminierten Lebensweisen in Dritt- und Transitstaaten in besonderer Weise gefährdet sind. Ihnen 
drohen dort geschlechtsspezifische Gewalt, sexualisierte Gewalt, Zwangsverheiratung, Ausbeutung, 
fehlender Zugang zu medizinischer und psychosozialer Versorgung, unzureichender Schutz vor Verfolgung 
sowie systematische Entrechtung. Insbesondere Frauen, die bereits auf der Flucht Gewalt erfahren haben, 
sind in externen Verfahren häufig gezwungen, ihre Schutzgründe erneut in unsicheren und oft patriarchal 
geprägten Strukturen darzulegen. Dies kann Angst vor Stigmatisierung, Retraumatisierung und faktischer 
Rechtlosigkeit verstärken. Hinzu kommt, dass viele Dritt- und Transitstaaten keine verlässlichen Verfahren 
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für geschlechtsspezifische Verfolgung, keine ausreichenden Schutzunterkünfte und keine effektiven 
Beschwerdewege bieten. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert daher eine Asyl- und Migrationspolitik, die den Schutz von Frauen und 
anderen besonders gefährdeten Gruppen in den Mittelpunkt stellt, sichere Zugangswege schafft und die 
Einhaltung menschenrechtlicher Standards nicht relativiert. 
 

30. Mädchenrechte im Kontext von Flucht und Asyl 
Der Deutsche Frauenrat fordert, dass rechtliche Verpflichtungen gegenüber Kindern, insbesondere 
Mädchen – z.B. aus UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) und Istanbul-Konvention (IK) – auch in 
Migrations- und Asylvorgängen gewahrt und aktiv umgesetzt werden. Bei der nationalen Umsetzung der 
GEAS-Reform muss der Vorrang des Kindeswohls gemäß Art. 3 Abs. 1 UN-KRK sowie Art. 24 Abs. 2 EU-GRC 
konsequent berücksichtigt werden. Kinder sind eigenständige Träger*innen subjektiver Rechte im 
Asylverfahren; diese Rechte sind umfassend zu gewährleisten. 
 
Dazu gehört insbesondere: 

 die konsequente Umsetzung und Stärkung des Diskriminierungsverbots geflüchteter Kinder gemäß 
UN-KRK; 

 die Entwicklung und Stärkung integrierter Kinderschutzsysteme im Kontext von Asylverfahren; 
 eine kindgerechte Unterbringung, die Zugang zu Bildung, Spiel und Freizeit, individueller Entwicklung 

sowie Schutz vor Gewalt und Diskriminierung und ein Höchstmaß an Gesundheit sicherstellt; 
 sichere Unterkünfte, einschließlich Schutzräumen, getrennten Sanitärbereichen und wirksamen 

Gewaltschutzkonzepten; 
 alters- und traumasensible Verfahren und kindgerechte Anhörungen; 
 ein verlässlicher, niedrigschwelliger Zugang zu gesundheitlicher Versorgung und insbesondere zu 

(trauma-)therapeutischen Angeboten – kindgerecht, mehrsprachig, geschlechter- und kultursensibel 
ausgestaltet und dauerhaft ausreichend finanziert. 

 
Der Deutsche Frauenrat lehnt jede Form der Inhaftierung oder haftähnlichen Unterbringung von Kindern 
im Kontext von Migrations- und Asylverfahren ab. Ebenso muss der Schutz von Kindern bei allen 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen Vorrang haben: Kinderschutz geht vor Abschiebung. 
Aufenthaltsbeendigungen, die das Kindeswohl gefährden – etwa durch Trennung von Bezugspersonen, den 
Abbruch von Bildung und begonnenen Therapien oder die Rückführung in unsichere Verhältnisse – dürfen 
nicht erfolgen. Das Kindeswohl ist in jedem Einzelfall vorrangig und nachvollziehbar zu prüfen. Zum 
wirksamen Schutz von verfolgten Frauen und Kindern braucht es verpflichtende Vulnerabilitätsprüfungen 
in Asylverfahren. Hinsichtlich unbegleiteter Minderjährigen besteht eine besondere Obhutspflicht, die 
gewahrt werden muss. 
 
Vor diesem Hintergrund fordert der Deutsche Frauenrat, den Familiennachzug zu subsidiär 
schutzberechtigten Kindern vorrangig und ohne Beschränkungen zu ermöglichen. Die Aussetzung des 
Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten widerspricht dem Kindeswohl. Grundsätzlich gilt: Die 
Rechte von Kindern sowie ihr effektiver Zugang zum Recht dürfen nicht zugunsten migrationspolitischer 
Ziele relativiert werden. 
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31. Schutz und Menschenrechte für Geflüchtete: Leistungsausschluss stoppen, verfolgte Frauen 
und Kinder schützen, Bleibeperspektiven schaffen 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, ihren menschenrechtlichen Verpflichtungen im 
Umgang mit Geflüchteten nachzukommen und Bleibeperspektiven zu ermöglichen. Dazu gehört 
insbesondere: 

 Die umgehende Abschaffung des Leistungsausschlusses nach § 1 Abs. 4 Nr. 2 AsylbLG. Die Gewährung 
existenzsichernder Leistungen ist angesichts der drohenden Verelendung von Menschen unabdingbar, 
um ihren Schutz, ihre Menschenwürde und ihre gesundheitliche Unversehrtheit zu gewährleisten. 

 Die besondere Vulnerabilität von Frauen, die von geschlechtsspezifischer Verfolgung (wie z.B. 
weiblicher Genitalverstümmelung) betroffen sind, muss berücksichtigt werden. Deutschland sollte 
sich in diesen Fällen zuständig erklären durch regelmäßige Ausübung des Selbsteintrittsrechts gemäß 
Art. 17 Dublin-III-Verordnung. Betroffene Frauen und ihre Kinder dürfen auch dann nicht in andere 
EU-Staaten abgeschoben werden, wenn ihnen dort zwar internationaler Schutz gewährt wurde, aber 
keine bedarfsgerechten Unterstützungsleistungen angeboten werden. 

 Die Abschiebung gut integrierter und langjährig geduldeter Menschen ist zu stoppen. Aus 
humanitären, aber auch aus demografischen und volkswirtschaftlichen Gründen braucht es 
stichtagsunabhängige Bleiberechtsregelungen, die die Integrationsleistungen der Betroffenen 
anerkennen und auch jenen eine verlässliche Aufenthaltsperspektive eröffnen, die die 
Voraussetzungen der §§ 25a und 25b AufenthG nicht erfüllen. 
 

32. Identifizierung vulnerabler Geflüchteter im Screeningverfahren verlässlich sicherstellen 
Besonders schutzbedürftige Geflüchtete frühzeitig zu identifizieren, ist die Voraussetzung dafür, ihren 
speziellen Schutz- und Versorgungsbedarfen gerecht zu werden. Eine systematische Identifizierung ist vor 
allem bei Personengruppen wichtig, deren besondere Schutzbedürftigkeit bislang häufig nicht erkannt 
wird. Dies gilt in besonderem Maße für Frauen und Mädchen, die unter Geflüchteten überdurchschnittlich 
häufig von Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung sowie von sexualisierter und anderer 
geschlechtsspezifischer Gewalt betroffen sind. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert Bund und Länder dazu auf, unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher 
Fachstellen ein bundesweit einheitliches und qualitativ hochwertiges Verfahren zur vorläufigen 
Vulnerabilitätsprüfung zu etablieren, die mit Anwendung der Screening‑Verordnung ab Juni 2026 
vorgesehen ist. Dabei sind insbesondere folgende Punkte zu berücksichtigen: 

 Die Zuständigkeit für die Vulnerabilitätsprüfung sollte nicht bei der Polizei liegen. Stattdessen sollten 
die für das Asyl- und Aufnahmeverfahren verantwortlichen Behörden – das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge sowie die entsprechenden Landesbehörden – verantwortlich sein. 

 In jedem Fall sollten die verantwortlichen Behörden bei der Vulnerabilitätsprüfung durch 
Nichtregierungsorganisationen unterstützt werden, etwa durch spezialisierte Fachberatungsstellen für 
Betroffene von Menschenhandel und qualifiziertes medizinisches Personal. 

 Eine auskömmliche und langfristige Finanzierung der Fachberatungsstellen für Betroffene von 
Menschenhandel sowie weiterer beteiligter Fachstellen ist sicherzustellen, um eine verlässliche 
Identifizierung und Unterstützung zu gewährleisten. 

 Besondere Schutzbedarfe müssen jederzeit im weiteren Verfahren geltend gemacht werden können. 
Die vorläufige Vulnerabilitätsprüfung muss durch eine kontinuierliche Möglichkeit zur Nachmeldung 
ergänzt werden. 
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33. Geflüchtete und zugewanderte Frauen bei der Integration in den Arbeitsmarkt unterstützen 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, 

 geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um für geflüchtete und zugewanderte Frauen in Deutschland die 
Integration in den Erwerbsarbeitsmarkt zu unterstützten. Ziel ist, dass sie zu gleichberechtigter 
Teilhabe an qualifikationsgerechter und existenzsichernder Beschäftigung mit Aufstiegsmöglichkeiten 
führt. 

 Zugang zu Integrations- und Sprachkursen, die der Lebenssituation und den zielgruppenspezifischen 
Bedarfen gerecht werden, zu schaffen. Die Kurse müssen eine verlässliche Kinderbetreuung bieten 
und in Teilzeit zu absolvieren sein. Die Kürzungen bei den Integrationskursen müssen 
zurückgenommen werden. Entsprechende Kurse müssen auch noch in Anspruch genommen werden 
können, wenn die Zuwanderung schon länger zurück liegt. 

 die unkomplizierte Anerkennung von Bildungsabschlüssen insbesondere auch in den Bereichen der 
Erziehung, Bildung und Pflege, wie sie im März 2026 durch die Ministerin angekündigt wurde, 
umzusetzen. Hier braucht es modularisierte Angebote für eine passgenaue Nachqualifizierung bis zur 
vollen Anerkennung. 

 entschiedene Maßnahmen zu ergreifen, um einer Mehrfachdiskriminierung von zugewanderten 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt aufgrund von Herkunft, Religion und Geschlecht entgegenzuwirken, z.B. 
durch Fortbildungsangebote zur Sensibilisierung von Mitarbeitenden in Jobcentern. 

 flächendeckende sozialpädagogische Angebote durch freie Träger zur sozialen und beruflichen 
Integration zu schaffen, die durch eine kontinuierliche, individuelle Begleitung zugewanderten Frauen 
ermöglichen, ihre Lebenssituation zu stabilisieren, ihre Kompetenzen zu stärken und tragfähige soziale 
Netzwerke aufzubauen (z.B. Beratungsstellen Frau und Beruf). 
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DIGITALISIERUNG, KI UND BILDUNG 
34. Geschlechtergerechte und diskriminierungssensible Regulierung von KI und Schutz vor 
Diskriminierung 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung auf, algorithmische Entscheidungssysteme 
diskriminierungssensibel und geschlechtergerecht zu regulieren und den Schutz vor Diskriminierung zu 
priorisieren. 
 
Dazu gehören insbesondere: 

 eine Reform des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), die algorithmische Diskriminierung 
explizit mit einbezieht, die Rechte von Betroffenen stärkt und Beweislastregelungen anpasst: 
• Beim Einsatz algorithmischer Systeme soll eine Beweislastumkehr zugunsten der Betroffenen 

gelten: Anwender*innen müssen nachweisen, dass keine Diskriminierung vorliegt. Dies kann durch 
die Einhaltung anerkannter Standards, etwa durch unabhängige Zertifizierung, erleichtert werden. 

• Betroffene müssen darüber informiert werden, wenn Entscheidungen unter Einsatz 
algorithmischer Systeme getroffen wurden. 

 die Sicherstellung von Gleichstellungskompetenz in der Bundesnetzagentur, die Einbeziehung der 
geschlechtsspezifischen Perspektive bei Innovationsförderung, Wissensaufbau und -austausch zu 
künstlicher Intelligenz und die Schaffung eines unabhängigen nationalen KI-Beirats bei der 
Bundesnetzagentur zur Beteiligung der Zivilgesellschaft bei der KI-Aufsicht; 

 die Schaffung von ausreichend finanzierten Unterstützungs- und Informationsangeboten zu 
Diskriminierung durch algorithmische Systeme; 

 Durchführung von diskriminierungssensiblen Folgenabschätzungen vor dem Einsatz algorithmischer 
Entscheidungssysteme und die Einrichtung eines nationales KI-Transparenzregisters; 

 die Beteiligung von Frauenverbänden an der Fortschreibung der nationalen KI-Strategie und die 
dauerhafte Förderung feministischer Digitalforschung; 

 den Einsatz der Bundesregierung auf EU-Ebene, Schutzstandards nicht unter dem Deckmantel des 
Bürokratieabbaus abzusenken und auf eine konsequente Regulierung unter expliziter Einbeziehung 
der Geschlechterperspektive hinzuwirken. 

 

35. Geschlechtergerechte Umsetzung der High-Tech-Agenda 
Der Deutsche Frauenrat setzt sich gegenüber der Bundesregierung dafür ein, Gleichstellung als ein 
zentrales Querschnittsprinzip in der High-Tech-Agenda Deutschland zu verankern und deren Umsetzung 
konsequent geschlechtergerecht auszurichten. 
 
Hierzu fordert der Deutsche Frauenrat insbesondere: 

 Gleichstellung verbindlich als durchgängiges Leitprinzip in allen Maßnahmen, Programmen und 
Förderlinien der High-Tech-Agenda Deutschland zu integrieren und als Fördervoraussetzung sowie 
Bewertungskriterium in Förderentscheidungen zu verankern; 

 ein kontinuierliches und systematisches Gleichstellungs-Monitoring aller Maßnahmen und 
Förderrichtlinien der High-Tech-Agenda Deutschland, das deren Auswirkungen auf die Gleichstellung 
der Geschlechter erfasst und regelmäßig veröffentlicht wird. Dabei ist insbesondere zu untersuchen, 
inwieweit bestehende Ungleichheiten – etwa die sogenannte „leaky pipeline“ im Innovationssystem – 
verstärkt oder reduziert werden. 
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 spezifische Förderprogramme zur Stärkung digitaler Kompetenzen von Mädchen und Frauen entlang 
der gesamten Bildungskette – von Schule über Hochschule bis hin zu Weiterbildung, Transfer und 
Gründungsförderung; 

 Verankerung verbindlicher Gleichstellungskriterien in der Forschungsförderung sowie im Bereich 
Transfer und Gründungsförderung, die die Bildung heterogener, divers besetzter Teams fördern. 
Bestehende Ansätze (z.B. in einzelnen Förderprogrammen) sind auf weitere Programme, 
insbesondere im Bereich KI-gestützter Innovationen, zu übertragen. 

 verbindliche Zielwerte für die Beteiligung von Frauen in geförderten Projekten und Leitungsfunktionen 
und die paritätische Besetzung von Entscheidungsgremien in der Forschungs- und 
Innovationsförderung; 

 systematische Verzahnung der High-Tech-Agenda Deutschland mit der Bildungs-, Arbeitsmarkt- und 
Wirtschaftspolitik, um strukturelle Gleichstellungsziele nachhaltig zu verankern und wirksam 
umzusetzen. 

 

36. KI-Einsatz in der öffentlichen Hand an verbindliche Gleichstellungsstandards binden: 
Gleichstellungsorientierte Folgenabschätzung und diskriminierungssensible Beschaffung 
verbindlich verankern 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung, die Länder und die Kommunen auf, den Einsatz und 
die Beschaffung von KI-Systemen im öffentlichen Sektor an verbindliche gleichstellungs- und 
diskriminierungssensible Standards zu binden. 
1. Geschlechter- und diskriminierungssensible Folgenabschätzungen vor Einführung und bei 

wesentlichen Änderungen von KI-Systemen im Öffentlichen Sektor. Diese Folgenabschätzungen 
müssen die Auswirkungen auf Frauen und Mädchen sowie intersektionale Diskriminierungsrisiken 
systematisch erfassen. 

2. Gleichstellungsorientierte Vergabe- und Beschaffungskriterien für KI-Systeme. Öffentliche Stellen 
dürfen nur KI-Systeme beschaffen, einsetzen oder weiterverwenden, deren Anbieter nachvollziehbar 
darlegen, auf welcher Datenbasis die Systeme entwickelt und getestet, wie Risiken 
geschlechtsbezogener und intersektionaler Diskriminierung geprüft wurden, welche Maßnahmen zur 
Vermeidung von Bias und Fehlentscheidungen vorgesehen sind und wie menschliche Aufsicht, 
Korrektur und Beschwerde sichergestellt werden. 

3. Schutzstandards für sensible Einsatzfelder, insbesondere in Bildung und Weiterbildung, Beschäftigung, 
Personalauswahl und -steuerung, Gesundheitsversorgung, Sozialverwaltung und dem Zugang zu 
öffentlichen Leistungen. 

4. Transparenzpflichten zum Einsatz von KI-Systemen, über deren Zweck, Einsatzbereich, Risiken, 
Schutzmaßnahmen und dafür zuständige Stellen. 

5. Beteiligung von Gleichstellungsakteur*innen bei Einführung, Bewertung und Kontrolle von KI-
Systemen im öffentlichen Bereich, insbesondere von Gleichstellungsbeauftragten, Personal-
vertretungen und zivilgesellschaftlichen Frauenorganisationen. 

6. Wirksame Beschwerde-, Prüf- und Korrekturmechanismen für Betroffene. Werden diskriminierende 
Wirkungen festgestellt und nicht wirksam behoben, dürfen KI-Systeme nicht eingesetzt oder müssen 
außer Betrieb genommen werden. 

7. Bundeseinheitliche Leitlinien für eine geschlechtergerechte, intersektionale und grundrechtskonforme 
Beschaffung und Nutzung von KI durch öffentliche Stellen. 
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37. Demokratische Teilhabe junger Menschen in digitalen Räumen feministisch stärken 
Soziale Medien sind zentrale Sozialisationsräume und Arenen politischer Öffentlichkeit. Sie prägen 
Meinungsbildung und gesellschaftliche Machtverhältnisse, v.a. für junge Menschen. Gleichzeitig sind sie 
von struktureller Diskriminierung, digitaler Gewalt sowie antifeministischen und demokratiefeindlichen 
Kampagnen geprägt – besonders betroffen sind Mädchen, junge Frauen und queere Personen. Pauschale 
Verbotsforderungen greifen jedoch zu kurz, verschieben Verantwortung und erschweren Beteiligung. 
 
Der Deutsche Frauenrat fordert die Bundesregierung sowie weitere zuständige Akteur*innen auf, digitale 
Räume als politische Räume anzuerkennen und auf Grundlage von Schutz, Befähigung und Teilhabe 
feministisch und diskriminierungskritisch zu gestalten. 
 
Dazu fordert der Deutsche Frauenrat: 
1. Feministische Medienbildung ausbauen: 

Kritische Medienbildung ist in (außer-)schulischer Bildung flächendeckend zu verankern und sollte 
Desinformation, antifeministische Narrative, Geschlechterrollen, Machtverhältnisse von Sexismus, 
Rassismus, Queerfeindlichkeit und Ableismus sowie Strategien gegen digitale Gewalt umfassen und 
digitale Mündigkeit stärken. 

2. Demokratische Teilhabe stärken: 
Soziale Medien sind als Räume politischer Partizipation anzuerkennen. Projekte zur Mitgestaltung sind 
strukturell zu fördern, junge Menschen verbindlich einzubeziehen und feministische Perspektiven zu 
stärken. 

3. Schutz vor digitaler Gewalt durchsetzen: 
Betroffene sind wirksam zu schützen. Beratungsstrukturen sind auszubauen, Plattformen zu 
Schutzmechanismen und niedrigschwelligen Meldewegen zu verpflichten und Gesetze 
diskriminierungssensibel weiterzuentwickeln. 

4. Plattformregulierung verschärfen: 
Transparenz über Algorithmen ist herzustellen, die Verstärkung antifeministischer Inhalte zu 
begrenzen und Sicherheit standardmäßig zu gewährleisten (Safety by Design). Auswirkungen auf 
Geschlechterbilder sind zu prüfen und feministische Expertise einzubinden. 

5. Forschung stärken: 
Digitale Dynamiken sind systematisch zu erforschen, ihre Auswirkungen auf junge Menschen zu 
analysieren und in politische Maßnahmen zu überführen. 
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VERBANDSINTERN 
38. Umsetzung der Geschlechtervielfalt in der Gleichstellung 
Gleichstellungspolitik und die institutionalisierte Gleichstellungsarbeit sind weiterhin stark an einem 
binären Geschlechterverständnis ausgerichtet. Trotz der Anerkennung von geschlechtlicher Vielfalt im 
Recht und trotz der besonderen Vulnerabilität von trans*, intergeschlechtlichen und nicht-binären (tin*) 
Personen. Zugleich werden mit dem Erstarken autoritärer Bewegungen feministische, queere und andere 
emanzipatorische Errungenschaften zunehmend insgesamt angegriffen und gegeneinander ausgespielt. 
 
Rechtlich ist 2017 abgesichert, was gesellschaftlich schon lange gelebte Realität und in Medizin und 
Geschlechterforschung anerkannt ist: Geschlecht hat nicht nur zwei Ausprägungen und ist 
mehrdimensional. 
 
Die Studie „Keine halben Sachen – Nicht-binäre Personen im Gleichstellungsrecht“ der Bundesstiftung 
Gleichstellung betont die Notwendigkeit, Geschlechtervielfalt in der Gleichstellungspraxis aktiv zu 
gestalten, statt nur binäre Strukturen (Mann/Frau) abzubilden. Sie fordert eine Anpassung der Gesetze an 
die Lebensrealität nicht-binärer Menschen, um Diskriminierung abzubauen. Damit adressiert sie eine 
zentrale Frage, die Gleichstellungsbeauftragten und anderen in der Gleichstellung Tätigen und engagierten 
Personen in der Praxis immer häufiger begegnet. 
 
Die Mitgliederversammlung fordert den Vorstand auf: 

 Einen verbandsinternen Prozess mit externer Expertise anzustoßen mit dem Ziel eine Positionierung 
des Deutschen Frauenrats zu möglichen Handlungsräumen für Geschlechtervielfalt in der 
Gleichstellungsarbeit bis zur MV 2027 zu erstellen und dabei Möglichkeiten zu identifizieren, 
geschlechtliche Vielfalt im Sinne der Ziele des Deutschen Frauenrats und seines feministischen 
Auftrags unterstützend mitzudenken und zu fördern sowie zugleich die frauen- und 
gleichstellungspolitische Ausrichtung des Deutschen Frauenrats zu stärken. Hierbei ist die Studienlage 
der Bundesstiftung Gleichstellung zu berücksichtigen. 
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